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 Risikoverteilung beim Detail-Pauschalver-
trag 

Das Oberlandesgericht München hat in einer 
vom Bundesgerichtshof bestätigten Entschei-
dung zu der Risikoabgrenzung zwischen Auf-
tragnehmer und Auftraggeber beim Pauschal-
vertrag, der auf einem umfassenden Leistungs-
verzeichnis beruht, Folgendes entschieden: 

1.  Wird die auszuführende Leistung durch ein 
detailliertes Leistungsverzeichnis bestimmt 
und als Vergütung der Leistung eine Pau-
schalsumme vereinbart (sog. Detail-Pau-
schalvertrag), umfasst der vereinbarte Pau-
schalpreis die Leistung nur in der jeweils 
angegebenen Größe, Güte und Herstel-
lungsart. 

2.  Da das Leistungsverzeichnis bei einem so-
genannten Detail-Pauschalvertrag ab-
schließend ist, trägt der Auftragnehmer 
(nur) das Mengenrisiko und der Auftragge-
ber das Vollständigkeitsrisiko. 

3.  Nicht beschriebene, aber für die Vertragser-
füllung notwendig werdende Zusatzarbei-
ten sind bei einem sogenannten Detail-Pau-
schalvertrag ebenso besonders zu vergü-
ten wie bei einem Einheitspreisvertrag. 

Das Oberlandesgericht kommt zu diesem Er-
gebnis, indem es die im konkreten Einzelfall be-
schriebenen Leistungen auswertet. Im entschie-
denen Fall ging es um den Abbruch einer Feri-
enanlage, bei dem zu den einzelnen Gebäuden 
durchaus unterschiedliche Leistungen angebo-
ten wurden und Vertragsbestandteil wurden, so 
wurde bei einigen Gebäuden die Entsorgung 
des Abbruchmaterials geregelt, bei anderen nur 
die Separierung. Im Rahmen der Durchführung 
ergab sich eine in dem Leistungsverzeichnis/An-
gebot nicht beschriebene Belastung mit erhebli-
chen Schadstoffen, für die der Abbruchunter-
nehmer eine zusätzliche Vergütung verlangte. 
Das Oberlandesgericht hat, nachdem das Land-
gericht die Klage abgewiesen hat, der Klage 
dem Grunde nach stattgegeben. 

Nach den Regelungen im LV trug die Unterneh-
merin (so das OLG) das Risiko, dass bestimmte 
Kontaminationsklassen erreicht werden, aber 

nicht, dass eine noch höhere Kontamination er-
reicht wird. Auch trug sie das Risiko, dass bis zur 
maximalen, angegebenen Kontaminations-
klasse die vorhandenen Materialien komplett 
und nicht nur zum Teil in diese Kontaminations-
klasse fallen und mit der maximalen Kontamina-
tion zu entsorgen sind. Das Risiko, dass die ab-
zubrechenden Baustoffe noch höher belastet 
sind, hat die Unternehmerin aus Sicht des Ober-
landesgerichts München demgegenüber nicht 
übernommen. Das Oberlandesgericht argumen-
tiert auch damit, dass die Auftraggeberin eine 
sachverständige Untersuchung zur Grundlage 
ihrer Ausschreibung gemacht hat, diese zwar 
nicht bis ins letzte Detail vorgedrungen ist, es 
aber keinerlei Anhaltspunkte dafür gab, dass die 
Auftragnehmerin Risiken aus dem Gutachtener-
gebnis übernehmen wollte, da sie selbst ja kei-
nerlei Vertragsbeziehung zum Sachverständi-
gen, der die Bewertung erstellt hatte, hatte. 

Das Oberlandesgericht weist auch darauf hin, 
dass die Auftraggeberin, wenn sie absolute 
Preissicherheit hätte haben wollen den Weg 
wählen konnte, eine sogenannte funktionale 
Leistungsbeschreibung auszuführen und keine 
detaillierten Einzelleistungen zu bestimmen. 
Wer aber ein detailliertes Leistungsverzeichnis 
für die Ausschreibung verwendet und auf des-
sen Basis einen Pauschalvertrag abschließt, 
schließt einen Detail-Pauschalvertrag mit der 
Folge, dass nur die tatsächlich beschriebenen 
Leistungen vom Vertragspreis erfasst sind und 
zusätzliche Leistungen, die dort nicht beschrie-
ben sind, zusätzlich zu vergüten sind. 

OLG München, Urteil vom 17.09.2019 - 28 U 
945/19 

 Verzögerte Mangelbeseitigung kann zu er-
höhten Leistungspflichten führen! 

Das Oberlandesgericht München hat folgenden 
Fall entschieden, der für einige Bauträger große 
Relevanz entwickeln könnte: 

Der Bauträger errichtet zum Zeitpunkt der Gel-
tung der EnEV 2002 eine Wohnanlage. Die Ei-
gentümergemeinschaft begehrt schon seit ge-
raumer Zeit wegen Mängeln des Daches von ih-
rem Bauträger Kostenvorschuss zur Mängelbe-
seitigung i.H.v. ca. EUR 150.000,00. In diesem 
Betrag sind auch die Mehrkosten von ca. EUR 
20.000,00 enthalten, die für die Ausbildung des 
Daches gemäß den aktuellen Vorgaben der 
EnEV 2014 erforderlich sind. Hiergegen wendet 
sich der Bauträger, da zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses der Bauverträge die EnEV 2014 noch 
nicht gegolten habe. Durch die Mangelbeseiti-
gung dürfe keine Besserstellung der Eigentü-
mergemeinschaft erfolgen, die nur den Standard 
2002 und nicht 2014 beanspruchen könne. Das 
sieht das Oberlandesgericht anders: 
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Zwischen den Parteien war unstreitig, dass die 
Mangelbeseitigung nach den aktuellen Regeln 
der Technik erfolgen müsse, das Oberlandesge-
richt entschied, dass die Eigentümergemein-
schaft auch diejenigen Kosten, die für die Errei-
chung der Vorgaben der EnEV 2014 erforderlich 
sind, als Vorschuss verlangen könne. 

Der BGH (Urteil vom 17.05.1984 - VII ZR 
169/82) hat bereits 1984 entschieden, dass eine 
Anrechnung nicht in Betracht kommt, wenn die 
Vorteile ausschließlich auf einer Verzögerung 
der Mängelbeseitigung beruhen. Der Auftragge-
ber musste sich hier jahrelang mit einem fehler-
haften Werk begnügen. Weiterhin soll der Unter-
nehmer keine Besserstellung dadurch erlangen, 
dass er sich jahrelang der Mangelbeseitigung 
widersetzt hat. Streng genommen geht es aber 
natürlich gar nicht um einen Vorteil des Unter-
nehmers sondern darum, dass er nun ein we-
sentlich höherwertiges Werk, als vertraglich ge-
schuldet, erstellen muss, ohne hierfür eine zu-
sätzliche Vergütung zu erhalten. Das ficht das 
Oberlandesgericht indessen nicht an. 

Schließlich sei der Umstand, dass nun strengere 
Anforderungen zu erfüllen sind, ausschließlich 
auf das zögerliche Verhalten des Bauträgers im 
Rahmen der Mangelbeseitigung zurückzufüh-
ren. Einen daraus resultierende Nachteil müs-
sen nicht die Erwerber tragen und noch nicht ein-
mal einen Zuschuss für die höherwertige Aus-
führung. Sämtliche Ursachen für die Mehrkosten 
entspringen der Risikosphäre des Bauträ-
gers/Unternehmers.   

Das Oberlandesgericht gesteht den Eigentü-
mern dabei auch den Vorteil zu, den sie z.B. 
durch die bessere Isolierung in Form von niedri-
geren Heizkosten über die Jahre hinweg erhal-
ten. 

OLG München, Beschluss vom 01.09.2020 - 28 
U 1686/20 Bau 

 

 Zur Entlassung eines Testamentsvollstre-
ckers 

Das OLG Hamburg hatte mit einem erst jetzt ver-
öffentlichten Beschluss vom 18.04.2019 (2 W 
4/19) darüber zu entscheiden, wann ein Testa-
mentsvollstrecker aus seinem Amt entlassen 
werden kann. Dies ist nach § 2227 BGB dann 
der Fall, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, ins-
besondere eine grobe Pflichtverletzung durch 
den Testamentsvollstrecker oder die Unfähigkeit 

zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung. Im 
Streitfall war der von der Erblasserin eingesetzte 
Testamentsvollstrecker mehrfach wegen Be-
trugs verurteilt worden und zudem wurde über 
sein Vermögen auch ein Insolvenzverfahren er-
öffnet, in welchem sich herausgestellt hat, dass 
der Testamentsvollstrecker für die von ihm gelei-
tete GmbH faktisch keinerlei Buchhaltungs- oder 
Buchführungsunterlagen geführt hat, weder Bi-
lanzen und Steuererklärungen beim Finanzamt 
eingereicht und in erheblichem Umfang Steuer-
schulden angehäuft hat. Er hat darüber hinaus 
den Insolvenzantrag nicht selbst gestellt und ist 
auch seinen Mitwirkungspflichten im Insolvenz-
verfahren nur unzureichend nachgekommen. 
Der Testamentsvollstrecker hatte ca. 7 Stunden 
nach dem Tod der Erblasserin mithilfe einer Ge-
neralvollmacht vom Konto der Erblasserin einen 
Betrag in Höhe von EUR 11.500,00 abgehoben. 

Das OLG Hamburg hat zu Recht entschieden, 
dass die Voraussetzungen für die Entlassung 
des Testamentsvollstreckers vorliegen. Dies 
überrascht angesichts der massiven Vorwürfe 
nicht. Interessant ist die Entscheidung insbeson-
dere deshalb, weil der Erblasserin die Verurtei-
lung wegen der Vermögensdelikte und auch die 
Umstände im Zusammenhang mit dem Insol-
venzverfahren bekannt waren. Es ist grundsätz-
lich anerkannt, dass dem tatsächlichen oder 
mutmaßlichen Willen des Erblassers bei der Be-
urteilung der Frage, ob ein wichtiger Entlas-
sungsgrund gemäß § 2227 BGB vorliegt eine ge-
wisse Bedeutung zukommt, was zum Beispiel 
dazu führt, dass der Erblasser einen Miterben 
zum Testamentsvollstrecker bestimmen kann, 
obwohl Interessenkonflikte in diesem Fall vor-
hersehbar sind. Die Berücksichtigung des Erb-
lasserwillens findet jedoch ihre Grenze jeden-
falls in den für den Erblasser nicht abdingbaren 
Pflichten des Testamentsvollstreckers zur ord-
nungsgemäßen Verwaltung des Nachlasses, zur 
Erstellung des Nachlassverzeichnisses und zur 
Rechnungslegung gegenüber den Erben. Dieser 
Gedanke steht daher der bewussten Einsetzung 
eines ungeeigneten Testamentsvollstreckers 
entgegen, weswegen unabhängig von der 
Kenntnis der Erblasserin der Testamentsvoll-
strecker entlassen wurde, zumal vorliegend ja 
auch noch der Umstand hinzu kam, dass unmit-
telbar nach dem Tod der Erblasserin ein erhebli-
cher Betrag vom Konto abgehoben wurde. 

Die Entscheidung zeigt zum einen, dass sich 
Erblasser insbesondere bei der Errichtung einer 
Verfügung von Todes wegen genaue Gedanken 
über die Person, die sie als Testamentsvollstre-
cker benennen, machen sollten. Aber auch da-
nach noch sollte sich ein Erblasser regelmäßig 
prüfen, ob die von ihm eingesetzte Person wei-
terhin geeignet ist und andernfalls Änderungen 
vornehmen. Zum anderen zeigt die Entschei-
dung aber auch, dass Erben nicht gänzlich recht-
los sind und in Fällen, in denen ein erkennbar 
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ungeeigneter Testamentsvollstrecker eingesetzt 
ist, dessen Entlassung beantragen können. 
Auch wenn das OLG Hamburg im vorliegenden 
Fall unterstellt hat, dass die Erblasserin Kenntnis 
von den Verfehlungen hatte, dürfte sich die 
Frage stellen, ob sie tatsächlich über sämtliche 
Einzelheiten informiert war und es tatsächlich ih-
rem Willen entsprach, die offensichtlich ungeeig-
nete Person damit zu betrauen, ihren Nachlass 
zu verwalten. 

OLG Hamburg, Beschluss vom 18.04.2019 - 2 
W 4/19 

 

 Umgang trotz Corona 

Es war von Seiten des OLG Schleswig mit Be-
schluss vom 25.05.2020 - 10 WF 77/20 im Rah-
men eines Beschwerdeverfahrens wegen der 
Verhängung von Ordnungsmitteln auf-grund gel-
tend gemachten Verstoßes gegen eine gerichtli-
che Umgangsregelung über folgenden Sachver-
halt zu entscheiden: 

Zwischen getrennt lebenden Eltern bestand eine 
Umgangsvereinbarung vom 10.01.2018, welche 
aufgrund familiengerichtlicher Bestätigung und 
dem Hinweis auf die Möglichkeit der Verhän-
gung von Ordnungsmitteln vollziehbar bzw. der 
Zwangsvollstreckung zugänglich gewesen ist. 
Danach hat das gemeinsame Kind seinen Le-
bensmittelpunkt bei der Kindesmutter. An einem 
vereinbarten Umgangswochenende im Februar 
des Jahres 2020 sollte das Kind einen Kinderge-
burtstag besuchen, es hatte die Kindesmutter 
deshalb versucht, das Umgangswochenende zu 
verschieben, zu einem Gespräch zwischen den 
Eltern kam es jedoch nicht, der Umgang fand 
nicht statt. Für das nachfolgende Wochenende, 
für welches ein Umgang vereinbart gewesen ist, 
hatte die Kindesmutter versucht, eine abwei-
chende Regelung mit Hinweis auf empfohlene 
Kontaktbeschränkungen aufgrund der Corona-
Pandemie einvernehmlich festzulegen, zu einem 
entsprechenden Gespräch kam es jedoch nicht, 
der Umgang wurde jedoch auch nicht durchge-
führt. 

Entgegen der I. Instanz wurde von Seiten des 
OLG Schleswig zunächst betont, dass allein 
durch die Aufnahme einer Vereinbarung für den 
Fall des Ausfalls eines vereinbarten Umgangs-
wochenendes dadurch die Vollstreckbarkeit 
nicht beeinträchtigt wird. Insbesondere wurde je-

doch betont, dass weder der gewünschte Be-
such eines Kindergeburtstages noch die allge-
meine Erhöhung eines Erkrankungsrisikos, wie 
durch die Corona-Pandemie den Ausfall eines 
vereinbarten Umgangs rechtfertigen. In Bezug 
auf den gewünschten Besuch eines Kinderge-
burtstages wurde betont, dass die Ausgestal-
tung der Umgangswochenenden dem Berechtig-
ten obliegt, dieser darüber hinaus angeboten 
hat, das Kind selbst zu dem Kindergeburtstag zu 
bringen. In Bezug auf die Corona-Pandemie 
wurde darauf verwiesen, dass ohne eine beson-
dere Risikoerhöhung, beispielsweise aufgrund 
Vorerkrankungen oder Personen der Risiko-
gruppe im Haushalt dadurch eine Einschrän-
kung zum vereinbarten Umgang nicht begründet 
werden kann. Demgemäß wurde Ordnungsgeld 
auferlegt, allerdings unter Berücksichtigung der 
finanziellen Verhältnisse der Kindesmutter mit 
lediglich EUR 100,00 bezüglich Kindergeburts-
tag sowie EUR 75,00 in Bezug auf das Wochen-
ende, welches mit Verweis auf die Corona-Pan-
demie nicht ermöglicht worden ist. Dabei wurde 
auch der Versuch der vorherigen Klärung als Be-
gründung für ein Ordnungsgeld im eher unteren 
Bereich herangezogen. 

OLG Schleswig, Beschluss vom 25.05.2020 - 10 
WF 77/20 

 

 Schriftform 

Obgleich im Rechtsverkehr zwischen Unterneh-
men weitgehend bekannt ist, dass Mietverträge 
mit einer längeren Laufzeit als ein Jahr or-
dentlich kündbar sind, wenn der Mietvertrag 
selbst oder ein Mietvertragsnachtrag nicht die 
gesetzliche Schriftform wahrt (§ 550 BGB) 
kommt es immer wieder in einer Vielzahl von 
Fällen insbesondere durch mündliche Vereinba-
rungen, die den Mietvertrag ändern, zu Schrift-
formfehlern, die der Vertragspartei, die sich aus 
einem langjährigen Mietvertrag verabschieden 
möchte, die Gelegenheit zur ordentlichen Kündi-
gung gibt. Einen derartigen Fall hatte jetzt erneut 
das Oberlandesgericht München (Urteil vom 
06.08.2020, Az. 32 U 4004/18) zu entscheiden. 
Dieser ist meines Erachtens nicht nur wegen des 
Rechtsproblems, sondern insbesondere deshalb 
interessant, weil er verdeutlicht, wie schnell und 
wie leicht es zu Schriftformfehlern kommen 
kann. Die daraus zu ziehende Lehre kann nur 
sein, dass bei jeder einen Mietvertrag ändern-
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den Absprache in einem langjährigen Mietver-
hältnis professioneller Rechtsrat unabdingbar 
ist. 

Mietsache waren zum Betrieb eines Gesund-
heits- und Fitnesscenters genutzte Räume. Ver-
einbart war zunächst eine Vertragsdauer bis 
zum 31.12.2018. Die vermieteten Räumlichkei-
ten verfügten über 66 Fenster, überwiegend mit 
Oberlichtern. Diese konnten bis zum Jahr 2015 
durch Außenrollos verschattet werden. Der Miet-
vertrag enthielt die Regelung, dass der Vermie-
ter die Erhaltungspflicht bezüglich der Außenrol-
los trägt. Im Rahmen von Erhaltungsmaßnah-
men im Jahr 2015 an der Fassade und an den 
Fenstern ließ der Vermieter sämtliche Außenrol-
los entfernen. Dies erfolgte wegen der mit der 
Erneuerung der Rollos verbundenen erhebli-
chen Kosten, die der Vermieter nicht bereit war 
zu tragen. Die Vertragsparteien vereinbarten, 
dass der Vermieter an den Fenstern Innenrollos 
anbringen lässt, an denen dies der Mieter wün-
sche. In der Folge sind nur im Bereich der Aus-
dauergeräte auf Wunsch des Mieters Innenrollos 
angebracht worden. 

Einige Zeit nach dieser mündlichen Absprache 
schlossen die Mietvertragsparteien einen Nach-
trag, mit dem sie eine Verlängerung der Mietzeit 
bis 31.12.2026 vereinbarten. Mit Schreiben vom 
29.09.2016, das dem Mieter erst am 08.10.2016 
und damit nach dem dritten Werktag im Oktober 
2016 zuging, kündigte der Vermieter das Miet-
verhältnis ordentlich mit der Folge, dass das 
Mietverhältnis zum 30.06.2017 endete, weil der 
Mietvertrag wegen der mündlichen Abrede be-
züglich der Rollos an einem Schriftformmangel 
mit der Folge litt dass der Mietvertrag ordentlich 
(also unter Einhaltung der gesetzlichen Kündi-
gungsfrist: Gemäß § 580a Abs. 2 BGB spätes-
tens am dritten Werktag eines Kalenderviertel-
jahres zum Ablauf des nächsten Kalenderviertel-
jahres) gekündigt werden konnte. 

Der Mietvertrag galt nach § 550 S. 1 BGB als auf 
unbestimmte Zeit geschlossen, da er nicht die 
Schriftform wahrte. Damit konnte der Vermieter 
den Mietvertrag ordentlich kündigen. Gemäß §§ 
550, 578 BGB müssen Mietverträge mit einer 
Laufzeit von über einem Jahr der Schriftform ge-
nügen. Das Schriftformerfordernis ist nur ge-
wahrt, wenn sich die für den Abschluss des Miet-
vertrags notwendige Einigung über alle wesent-
lichen Vertragsbedingungen - insbesondere 
über den Mietgegenstand, die Miete sowie die 
Dauer und die Parteien des Mietverhältnisses - 
aus einer von beiden Parteien unterzeichneten 
Urkunde ergibt. Ebenso müssen sämtliche nach-
träglichen Änderungen des Vertrags der Schrift-
form des § 550 BGB genügen, es sei denn, dass 
es sich um unwesentliche Änderungen handelt. 
Soweit die Schriftform für einen Mietvertrag nicht 
eingehalten ist, berührt dies nicht dessen Wirk-
samkeit. Der Vertrag kann allerdings unter Ein-

haltung der gesetzlichen Kündigungsfrist vorzei-
tig, d. h. vor Ablauf der vertraglich vereinbarten 
Festlaufzeit, gekündigt werden. Grundsätzlich 
unterliegen auch Nebenabreden der Schriftform, 
wenn sie den Inhalt des Mietverhältnisses ge-
stalten und nach dem Willen der Vertragspar-
teien wesentliche Bedeutung haben (BGH, Urteil 
vom 25.11.2015 - XII ZR 114/14, Rn. 29). Treffen 
die Mietvertragsparteien Vereinbarungen zu am 
Mietobjekt vorzunehmenden Um- und Ausbau-
arbeiten und dazu, wer diese vorzunehmen und 
wer die Kosten zu tragen hat, so kann diesen Ab-
reden vertragswesentliche Bedeutung zukom-
men. Eine vertragswesentliche Nebenabrede zu 
Um- und Ausbauarbeiten kann nicht nur bei ei-
ner Flächenvergrößerung oder bei einem verlo-
renen Baukostenzuschuss vorliegen (BGH, 
a.a.O., Rn. 31). Lediglich in Fällen, in denen es 
sich um eine bloße Ausgestaltung bereits ge-
troffener Vereinbarungen handelt, durch welche 
die zunächst in allgemeinerer Form getroffenen 
Vereinbarungen konkretisiert, inhaltlich aber 
nicht verändert werden, wird eine vertragsunwe-
sentliche Nebenabrede zu sehen sein, die dem 
Schriftformerfordernis des § 550 BGB nicht ge-
nügen muss. Gemessen an diesen Grundsätzen 
haben die Parteien bezüglich der Verschattung 
der Fenster eine wesentliche Abrede getroffen, 
die der Schriftform bedurft hätte. Die mietver-
traglichen Vereinbarungen zur Instandhaltung 
und Instandsetzung (wonach der Vermieter die 
Erhaltungspflicht bezüglich der Außenrollos 
trägt) sind in wesentlichen Punkten abgeändert 
worden, da der Mieter auf eine Instandsetzung 
der Außenrollos verzichtete. Im Gegenzug 
brachte der Vermieter nur in einem kleineren 
Teilbereich Innenrollos an. Für einen Erwerber 
war nicht erkennbar, ob und inwieweit ein An-
spruch des Mieters auf Anbringung von Außen-
rollos oder auf Anbringung weiterer Innenrollos 
besteht. Dabei liegt es nahe, dass das Fehlen 
von Sonnenschutzeinrichtungen an heißen Ta-
gen den Gebrauch der Mieträume zum vertrag-
lich vereinbarten Zweck erheblich einschränken 
kann. Sowohl wegen der erheblichen Auswir-
kung auf den vertragsgemäßen Gebrauch als 
auch wegen der mit der Anbringung von Außen-
rollos verbundenen erheblichen Kosten handelt 
es sich um für die Parteien wesentliche Verein-
barungen. 

Der Schriftformmangel ist auch nicht durch den 
nach der mündlichen Abrede geschlossenen 
Mietvertragsnachtrag geheilt worden, mit dem 
eine Verlängerung der Mietzeit bis 31.12.2026 
vereinbart wurde. Grundsätzlich können die 
Mietvertragsparteien die Schriftform einver-
nehmlich mit Rückwirkung nachholen. Erforder-
lich ist aber ein Nachtrag, der den ursprüngli-
chen Mangel heilt (so Schweitzer in 
Guhling/Günter, Gewerberaummiete, § 550 
BGB Rn. 97). In dem Nachtrag über die Verlän-
gerung der Laufzeit haben die Parteien aber kei-
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nerlei Regelungen über die Pflicht zur Installa-
tion oder Erhaltung von Verschattungsanlagen 
getroffen und damit den ursprünglichen Schrift-
formmangel nicht geheilt. 

OLG München, Urteil vom 06.08.2020 - 32 U 
4004/18 

 

 Wann ist eine andere Werkstatt zumutbar? 

Nach mittlerweile gefestigter Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes ergibt sich aus der 
Verpflichtung des Geschädigten zur Schadenge-
ringhaltung die Möglichkeit des Schädigers bzw. 
dessen Versicherers im Falle der fiktiven Ab-
rechnung nach Gutachten auf eine kostengüns-
tigere Werkstattalternative zu verweisen, soweit 
dies dem Geschädigten zumutbar ist. Eine Ver-
weisung ist regelmäßig, aufgrund der Hersteller-
garantie, bei Fahrzeugen, welche zum Unfall-
zeitpunkt noch keine drei Jahre alt gewesen 
sind, ausgeschlossen. Auch bei älteren Fahr-
zeugen muss als „Mindeststandard" erfüllt sein, 
dass die konkrete Werkstatt, auf welche verwie-
sen wird, für den Geschädigten mühelos erreich-
bar, qualitativ zumindest ebenso gut wie eine 
herstellergebundenen Fachwerkstatt jedoch 
kostengünstiger ist. 

In diesem Zusammenhang war durch das OLG 
Düsseldorf in einem Urteil vom 17.12.2019 - I-1U 
84/19 (DAR 2020, 507) über einen Sachverhalt 
zu entscheiden, wonach die Werkstatt, auf wel-
che verwiesen wurde, zum Wohnsitz des Ge-
schädigten in einer Entfernung von 38 km lag, 
ohne dass beispielsweise ein kostenfreier Hol- 
und Bringeservice angeboten wird. Aufgrund 
des Umstandes, dass eine herstellergebundene 
Fachwerkstatt lediglich in einer Entfernung von 6 
km zum Wohnsitz des Geschädigten zur Verfü-
gung steht sowie dem Umstand, dass ein kos-
tenfreier Hol- und Bringeservice nicht angeboten 
wird sowie unter Berücksichtigung der weiteren 
Nachteile, beispielsweise im Falle von Reklama-
tionen und einer erhöhten Gefahrenlage auf-
grund des längeren Fahrzeugtransportes zur 
Reparatur, wegen des Risikos von Beschädi-
gungen, wurde ein Verweisungsrecht des Schä-
digers bzw. von dessen Versicherung abgelehnt, 
da die Werkstatt gerade nicht mühelos erreich-
bar ist. 

Die I. Instanz hatte dies noch anders beurteilt, 
aufgrund der Ablehnung der Verweisung durch 

das OLG Düsseldorf waren sodann die - nicht in-
frage gestellten - Kosten in einer herstellerge-
bundenen Fachwerkstatt auch der fiktiven Ab-
rechnung zugrunde zu legen. Die Entscheidung 
zeigt, dass auch bei Ablehnungen bzw. Kürzun-
gen in der Schadenregulierung jeder Einzelfall 
hinsichtlich der Umstände überprüft werden 
muss. 

OLG Düsseldorf, Urteil vom 17.12.2019 - I-1U 
84/19 

 

 Eigentümer können einer baulichen Ände-
rung unter Verwahrung gegen die Kostenlast 
zustimmen 

Die Wohnungseigentümerversammlung kann 
grundsätzlich die Durchführung einer baulichen 
Veränderung des Gemeinschaftseigentums mit 
der Maßgabe gestatten, dass die bauwilligen 
Wohnungseigentümer sämtliche Errichtungs-
kosten und Folgekosten der Maßnahme tragen. 
Ein solcher Beschluss ist jedenfalls nicht nichtig.  

Die Parteien sind Mitglieder einer Wohnungsei-
gentümergemeinschaft. Dort wurden Be-
schlüsse dahingehend gefasst, wonach den 
Wohnungseigentümern gestattet wurde, an ih-
ren Fenstern und Türen fach- und sachgerecht 
Jalousien, Lamellen oder feste Verschattungen 
zu installieren. Die entstehenden Einbau- und 
eventuellen Folgekosten haben die jeweiligen 
Wohnungseigentümer, welche die Verschattun-
gen installieren, selbst zu tragen, was auch für 
etwaige Schäden und deren Beseitigung zutrifft. 
Die klagenden Wohnungseigentümer sind der 
Ansicht, dass dieser Beschluss nichtig ist, wes-
halb die Eigentümer zur Beseitigung der Jalou-
sien verpflichtet sind. Der BGH teilt die Auffas-
sung der Kläger nicht. Der Beschluss ist nicht 
nichtig, da er entgegen der Ansicht der Kläger 
von einer Beschlusskompetenz der Eigentümer 
gedeckt ist. § 16 Abs. 4 WEG steht dem nicht 
entgegen. Dort ist geregelt, dass die Eigentümer 
im Einzelfall unter anderem für bauliche Verän-
derungen einen abweichenden Kostenvertei-
lungsschlüssel beschließen können. Denn der 
Anwendungsbereich dieser Vorschrift ist über-
haupt nicht eröffnet, nachdem nicht die Woh-
nungseigentümergemeinschaft die baulichen 
Veränderungen vornimmt, sondern der jeweils 
einzelne Eigentümer. Daher haben die Woh-
nungseigentümer auch keine Änderung der Kos-
tenverteilung beschlossen, da der Gemeinschaft 
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keine Kosten, die verteilt werden müssten, ent-
stehen. Der BGH hat damit zur Rechtsklarheit 
und Praktibilität beigetragen. Wichtige Fragen 
zur Praxis wurden geklärt, wenn die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft bauliche Veränderun-
gen einzelner Eigentümer genehmigen und dies 
von Bedingungen abhängig machen will. 

BGH, Urteil vom 15.05.2020 – V ZR 64/19 

 

 Getrennt lebende oder geschiedene Ehegat-
ten gehören "derselben Familie" an 

§ 577a Abs. 1 BGB regelt eine Kündigungsbe-
schränkung bei Begründung von Wohnungsei-
gentum. Wird nach Überlassung der angemiete-
ten Wohnräume Wohnungseigentum begründet 
und das Wohnungseigentum veräußert, so kann 
sich der Erwerber unter anderem auf Eigenbe-
darf gemäß § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB erst nach 
Ablauf von 3 Jahren nach der Veräußerung be-
rufen. Die gleiche Kündigungsbeschränkung 
nach § 577a Abs. 1 a BGB gilt entsprechend, 
wenn eine Veräußerung an eine Personenge-
sellschaft oder an mehrere Erwerber nach Über-
lassung der Räume an den Mieter erfolgt ist. 
Dies gilt wiederum nicht, wenn die Gesellschaf-
ter oder Erwerber "derselben Familie" angehö-
ren. Der Bundesgerichtshof hatte über eine Re-
vision von Mietern zu entscheiden, die zur Räu-
mung eines Einfamilienhauses verurteilt worden 
sind. Die Mieter mieteten mit Vertrag vom 
01.07.2001 von dem damaligen Eigentümer, 
nämlich dem Vater des Klägers zu 2, das Einfa-
milienhaus. Der Vater des Klägers zu 2 veräu-
ßerte später das Grundstück an die Kläger (näm-
lich den Kläger zu 2 und seine Ehefrau - die Klä-
gerin zu 1-, die inzwischen vom Kläger zu 2 ge-
schieden worden ist). Mit Schreiben vom 
26.05.2017 erklärten die Kläger gegenüber den 
Mietern die Kündigung des Mietverhältnisses mit 
der Begründung, die Klägerin zu 1 wolle in das 
Haus selbst einziehen und es selbst nutzen. Der 
Bundesgerichtshof hat das Räumungsurteil der 
Vorinstanz als rechtmäßig bestätigt. Denn die 
Kündigungsbeschränkung nach § 577a BGB gilt 
vorliegend nicht, nachdem Ehegatten auch nach 
der Scheidung noch "derselben Familie" (§ 577 
Abs. 1a S. 2 BGB) angehören, so der Bundes-
gerichtshof. Insbesondere kommt es auf eine 
Differenzierung zwischen bloßer Trennung und 
der rechtswirksamen Scheidung der Ehe nicht 
an. Es sind nämlich die Wertungen des § 573 

Abs. 2 Nr. 2 BGB (Eigenbedarfskündigung) her-
anzuziehen. Auch dort sind aufgrund der typisie-
renden persönlichen Nähebeziehung Eigenbe-
darfspersonen umfasst, die kein konkretes, tat-
sächliches Näheverhältnis voraussetzen. Es 
sind diejenigen Personen gemeint, welchen das 
Prozessrecht ein Zeugnisverweigerungsrecht 
aus persönlichen Gründen gewährt (§ 383 Abs. 
1 Nr. 2 ZPO). Hierunter fallen auch Ehegatten, 
wenn sie getrennt leben oder ein Scheidungsan-
trag eingereicht oder vollzogen ist. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 02.09.2020 - VIII 
ZR 35/19 

 

 

 

 

 

mailto:hier@recht-bekommen.hn
http://www.recht-bekommen.hn/

